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BESCHLUSS 

 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***R*** in der Beschwerdesache ***Bf***, 

***Adresse Bf***, vertreten durch Südsteirische Steuerberatung GmbH, Hauptplatz 7, 8430 

Leibnitz, zur Beschwerde vom 4.11.2024 gegen die Bescheide des Finanzamtes für 

Großbetriebe vom 10.9.2024 betreffend Feststellung von Einkünften gemäß § 188 BAO für die 

Jahre 2021 und 2022 beschlossen: 

I. Die Beschwerde wird an das vorlegende Finanzamt für Großbetriebe weiter- bzw 

rückgeleitet. 

II. Gegen verfahrensleitende Beschlüsse ist eine abgesonderte Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof nicht zulässig. 

Hinweis: Mit der Zustellung einer einzigen Ausfertigung dieses Beschlusses an einen 

Zustellungsbevollmächtigten nach § 9 Abs 1 ZustG gilt die Zustellung an alle Mitglieder der 

Personenvereinigung (Personengemeinschaft) als vollzogen (§ 101 Abs 3 zweiter Satz BAO). 

  

Begründung 

1. Festgestellter Sachverhalt: 

Mit den hier angefochtenen Bescheiden vom 10.9.2024 stellte das Finanzamt die Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb für die Jahre 2021 und 2022 gemäß § 188 BAO fest. Diese Bescheide sind 

jeweils an die ***Bf*** zu Handen ***Frau X*** gerichtet und wurden an letztere zugestellt. 

Sie enthalten jeweils folgenden Hinweis: „Dieser Bescheid wirkt gegen alle Beteiligten, denen 

im Spruch Einkünfte zugerechnet bzw. nicht zugerechnet werden (§ 191 Abs. 3 BAO). Mit der 

Zustellung dieses Bescheides an die nach § 81 BAO vertretungsbefugte Person oder einen 
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Zustellungsbevollmächtigten nach § 9 Abs. 1 ZustG gilt die Zustellung an alle Beteiligten als 

vollzogen (§ 101 Abs. 3 und 4 BAO).“  

Die dagegen erhobene Beschwerde vom 4.11.2024 wies das Finanzamt mit als 

Beschwerdevorentscheidung intendierter Erledigung vom 20.1.2025 als unbegründet ab. Diese 

Erledigung ist – wie die angefochtenen Bescheide – an die ***Bf*** zu Handen ***Frau X*** 

gerichtet und wurde an letztere zugestellt. Sie enthält jedoch – anders als die angefochtenen 

Bescheide – keinen Hinweis im Sinne des § 101 Abs 3 zweiter Satz BAO. 

Am 24.1.2025 wurde über FinanzOnline ein Vorlageantrag eingebracht, woraufhin das 

Finanzamt den Beschwerdeakt dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorlegte. 

Bei ***Frau X*** handelt es sich, wie dem Vorlagebericht vom 23.6.2025 zu entnehmen ist, 

um die Vertreterin gemäß § 81 BAO der ***Bf***.  

 

2. Rechtliche Beurteilung: 

2.1. Zu Spruchpunkt I. (Weiter- bzw Rückleitung): 

Gemäß § 262 Abs 1 BAO ist – im Allgemeinen – nach Durchführung der etwa noch 

erforderlichen Ermittlungen von der Abgabenbehörde, die den angefochtenen Bescheid 

erlassen hat, mit als Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid über 

Bescheidbeschwerden abzusprechen. 

Gegen eine Beschwerdevorentscheidung kann nach § 264 Abs 1 BAO innerhalb eines Monats 

ab Bekanntgabe der Antrag auf Entscheidung über die Bescheidbeschwerde durch das 

Verwaltungsgericht gestellt werden. 

Zuständig zu einer Entscheidung (in der Sache) ist das Bundesfinanzgericht daher im Regelfall 

nur dann, wenn zuvor bereits die Abgabenbehörde mit Beschwerdevorentscheidung 

entschieden hat und dagegen ein Vorlageantrag erhoben wurde (vgl VwGH 29.1.2015, Ro 

2015/15/0001; VwGH 7.4.2022, Ro 2021/13/0009). 

Gemäß § 191 Abs 1 lit c BAO ergeht ein Feststellungsbescheid in den Fällen des § 188 BAO an 

die Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersönlichkeit, deren 

Gesellschaftern (Mitgliedern) gemeinschaftliche Einkünfte zugeflossen sind. 

Gemäß § 191 Abs 3 zweiter Satz BAO wirken Feststellungsbescheide im Sinne des § 188 

BAO gegen alle, denen im Spruch des Bescheides Einkünfte zugerechnet bzw nicht zugerechnet 

werden. 
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Damit ein Feststellungsbescheid die ihm nach § 191 Abs 3 zweiter Satz BAO zukommende 

Wirkung entfalten kann, muss er den betreffenden Personen nach § 97 Abs 1 BAO zugestellt 

sein oder als zugestellt gelten (vgl etwa VwGH 24.8.2023, Ra 2023/13/0062; VwGH 30.10.2024, 

Ra 2023/13/0188). 

Gemäß § 101 Abs 3 BAO können schriftliche Ausfertigungen, die in einem 

Feststellungsverfahren an eine Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit gerichtet sind (§ 191 Abs 1 lit a und c BAO), einer nach § 81 BAO 

vertretungsbefugten Person oder einem Zustellungsbevollmächtigten nach § 9 Abs 1 ZustG 

zugestellt werden. Mit der Zustellung einer einzigen Ausfertigung an diese Person gilt die 

Zustellung an alle Mitglieder der Personenvereinigung oder Personengemeinschaft als 

vollzogen, wenn auf diese Rechtsfolge in der Ausfertigung hingewiesen wird.  

Im vorliegenden Fall richtet sich die als Beschwerdevorentscheidung intendierte Erledigung 

vom 20.1.2025 an die ***Bf*** zu Handen ***Frau X*** (Vertreterin gemäß § 81 BAO). Sie 

enthält jedoch – anders als die angefochtenen Bescheide – keinen Hinweis im Sinne des § 101 

Abs 3 zweiter Satz BAO. 

Mangels eines derartigen Hinweises in der als Beschwerdevorentscheidung intendierten 

Erledigung ist im vorliegenden Fall die Zustellwirkung im Sinne des § 101 Abs 3 zweiter Satz 

BAO gegenüber den Personen, denen Einkünfte zugerechnet werden sollen, nicht eingetreten. 

Die als Beschwerdevorentscheidung intendierte Erledigung erlangte damit im Hinblick auf das 

durch die Einheitlichkeit der Feststellung geprägte Wesen eines Bescheides nach § 188 

BAO insgesamt keine Rechtswirksamkeit (vgl insb VwGH 13.11.2019, Ra 2019/13/0095; VwGH 

12.6.2020, Ra 2019/15/0131; VwGH 24.8.2023, Ra 2023/13/0062; VwGH 30.10.2024, Ra 

2023/13/0188). 

Der Vollständigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass die Behörde von der Zustellfiktion des 

§ 101 Abs 3 BAO nicht zwingend Gebrauch machen muss; an die Personengemeinschaft 

gerichtete Bescheide können wirksam auch dadurch zugestellt werden, dass sie sämtlichen 

Mitgliedern der Personengemeinschaft zugestellt werden (vgl etwa VwGH 20.12.2012, 

2010/15/0029; VwGH 22.9.2021, Ra 2020/15/0091). Dies ist – wie der zuständige 

Sachbearbeiter des Finanzamtes dem Bundesfinanzgericht am 30.6.2025 telefonisch mitteilte – 

gegenständlich jedoch nicht geschehen. 

Es mangelt daher im gegenständlichen Beschwerdeverfahren an einer rechtswirksamen 

Beschwerdevorentscheidung des Finanzamtes. 

Gemäß § 281a BAO hat das Verwaltungsgericht, wenn es nach einer Vorlage (§ 265 BAO) zur 

Auffassung gelangt, dass noch eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen ist oder ein 

Vorlageantrag nicht eingebracht wurde, die Parteien darüber unverzüglich formlos in Kenntnis 

zu setzen. 
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In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage (190 BlgNR 26. GP 56) wurde zu dieser 

Bestimmung auszugsweise wie folgt ausgeführt: „Wenn wegen einer fehlenden 

Beschwerdevorentscheidung oder wegen eines fehlenden Vorlageantrages eine Zuständigkeit 

zur Erledigung der Bescheidbeschwerde oder des Vorlageantrages trotz erfolgter Vorlage 

(§ 265) nicht auf das Verwaltungsgericht übergehen konnte, besteht kein Erfordernis, dass das 

Verwaltungsgericht darüber einen Unzuständigkeitsbeschluss fasst (vgl. VwGH 29.1.2015, Ro 

2015/15/0001). Auch aus Gründen des Rechtsschutzes ist es nicht erforderlich, über eine 

Unzuständigkeit durch das Verwaltungsgericht mittels eines Feststellungsbeschlusses 

abzusprechen. Im Interesse der Vereinfachung und Beschleunigung des Beschwerdeverfahrens 

soll das Verwaltungsgericht eine ihm von der Abgabenbehörde (zumeist nur irrtümlich) 

vorgelegte Beschwerde, über die es seiner Ansicht nach in Ermangelung einer 

Beschwerdevorentscheidung oder eines Vorlageantrages nicht zu entscheiden hat, der 

Abgabenbehörde ohne unnötigen Aufschub zurückschicken und den Beschwerdeführer davon 

verständigen. Die neue Verständigungspflicht gemäß § 281a BAO soll, insbesondere im Hinblick 

auf die Verständigung des Beschwerdeführers vom Zeitpunkt und Inhalt der zunächst erfolgten 

Vorlage, gewährleisten, dass beide Parteien rasch und einfach mittels formloser Mitteilung des 

Verwaltungsgerichtes davon Kenntnis erlangen, dass sich das Verwaltungsgericht für 

unzuständig hält.“ 

Der Gesetzgeber geht somit davon aus, dass in den genannten Fällen das Verwaltungsgericht 

die vorgelegte Beschwerde an die Abgabenbehörde ohne unnötigen Aufschub zurückschicken 

soll, was der Rechtsprechung des VwGH zufolge bereits kraft eines Größenschlusses aus § 53 

BAO iVm § 2a BAO folgt. § 281a BAO sieht in diesem Zusammenhang (lediglich) die 

ausdrückliche Verpflichtung des Verwaltungsgerichts vor, die Parteien über diese 

Weiterleitung zu verständigen (vgl VwGH 20.9.2023, Ro 2023/13/0015). 

Die Weiterleitung (Rückleitung) der Beschwerde durch das Verwaltungsgericht ist als 

verfahrensleitender Beschluss anzusehen. Wenn § 281a BAO vorsieht, dass die Verständigung 

„formlos“ erfolgen soll, so ist dies dahin zu verstehen, dass eine bestimmte Form hiefür nicht 

vorgesehen ist. Zweckmäßig erfolgt diese Verständigung dadurch, dass eine Ausfertigung des 

verfahrensleitenden Beschlusses (samt Begründung, in der die Ansicht des 

Bundesfinanzgerichts dargelegt wird) den Parteien zugestellt wird (vgl VwGH 20.9.2023, Ro 

2023/13/0015). 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

 

2.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision): 

Die Weiterleitung (Rückleitung) der Beschwerde durch das Verwaltungsgericht ist als 

verfahrensleitender Beschluss anzusehen (vgl VwGH 20.9.2023, Ro 2023/13/0015). Gegen 
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verfahrensleitende Beschlüsse des Verwaltungsgerichts (vgl auch – zur Abgrenzung von sofort 

anfechtbaren Beschlüssen – VwGH 15.12.2022, Ro 2022/13/0031) ist nach § 25a Abs 3 VwGG 

eine abgesonderte Revision nicht zulässig; sie können erst in der Revision gegen das die 

Rechtssache erledigende Erkenntnis angefochten werden. 

Gegen einen Beschluss, mit dem das Verwaltungsgericht die Beschwerde an eine andere Stelle 

weiterleitet, ist demnach eine abgesonderte Revision nicht zulässig (vgl zB VwGH 19.6.2018, Ko 

2018/03/0002; VwGH 2.8.2018, Ra 2018/03/0072). Gleiches gilt auch für die „formlose“ 

Verständigung über die Weiterleitung (Rückleitung) samt Mitteilung der Ansicht des 

Bundesfinanzgerichts, die der Bekanntgabe des Inhalts des verfahrensleitenden Beschlusses 

entspricht (VwGH 20.9.2023, Ro 2023/13/0015). 

 

Belehrung und Hinweise 

Gegen verfahrensleitende Beschlüsse ist eine abgesonderte Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof nicht zulässig. Sie 

können erst in der Revision oder Beschwerde gegen das die Rechtssache erledigende 

Erkenntnis angefochten werden (§ 25a Abs 3 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, § 88a Abs 3 

Verfassungsgerichtshofgesetz 1953). 

Verneint das Bundesfinanzgericht nach der Vorlage der Beschwerde zu Unrecht seine 

Zuständigkeit, weil es fälschlich annimmt, es fehle (ohne Rechtfertigung durch eine der 

Ausnahmen des § 262 Abs 2 bis 4 BAO) an einer (wirksam zugestellten) 

Beschwerdevorentscheidung oder es sei kein Vorlageantrag (wirksam) eingebracht worden, 

und unterlässt es daher die Erledigung der Beschwerde, so steht beiden Parteien (vgl zur 

Amtspartei VwGH 6.4.2016, Fr 2015/03/0011) des Verfahrens vor dem Bundesfinanzgericht 

der Fristsetzungsantrag an den Verwaltungsgerichtshof offen (VwGH 22.11.2017, Ra 

2017/13/0010). 

 

Graz, am 1. Juli 2025  
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